Grossratssession Februar 2017:  Bericht der SP See-Deputation
Osteoporose: Mit 91 zu 9 Stimmen hat der Grosse Rat ein vom Staatsrat unterstütztes Postulat einer SP-Grossrätin überwiesen, das einen Bericht über ein Programm sowohl zur Prävention wie auch zur Früherkennung der Knochenkrankheit Osteoporose verlangt. Frauen ab 50 Jahren sind am häufigsten betroffen. Bei einer Früherkennung könnten viele Kosten verhindert werden. Als Prävention wurden eine gesunde Ernährung mit Kalzium und Vitamin D wie auch viel Bewegung genannt. Laut der Weltgesundheitsorganisation zählt Osteoporose mittlerweile zu den zehn häufigsten Erkrankungen überhaupt und wird als eines der wichtigsten Gesundheitsprobleme eingestuft. Staatsrätin Anne-Claude Demierre sprach von jährlich 600 000 Osteoporosefällen in der Schweiz. Sie bekräftigte den Willen, eine umfassende Analyse in die Wege leiten.
Krankenkassenprämien: Aus dem Bericht zu einem Postulat zur Krankenkassenverbilligung von Familien ergibt sich, dass der Staatsrat Verbilligungen weiterhin nur für Kinder in bescheidenen Verhältnissen gewähren will. Lobenswert ist jedoch die verbesserte Ermittlung der Anspruchsberechtigten, die direkt von der Ausgleichskasse an die Gesundheitsdirektion gemeldet werden, oder auch die Verteilung der Verbilligungen gestützt auf neu 60 statt wie bisher auf vier Kategorien. Doch das Ziel des Postulats, das ein höheres Engagement des Kantons verlangt, ist nicht erreicht. Im Gegenteil, der Kanton bezahlte beispielsweise 2015 im Vergleich zu 2011 bei deutlich erhöhtem Prämienvolumen und einer Zunahme der Bevölkerung von 10 %, das heisst rund 30 000 Einwohner/innen, nur noch CHF 145 Mio. an Prämienverbilligungen aus (2011: CHF 150 Mio.). Von linker Seite wurde der Staatsrat aufgefordert, vor diesem Hintergrund auf weitere Steuersenkungen zu verzichten, denn eine zu hohe Einkommensungleichheit stört den sozialen Zusammenhalt als Grundfeste einer funktionierenden Gesellschaft.
Digitale Baugesuche: Der Grosse Rat war sich mit Staatsrat Jean-François Steiert einig, dass auch der Kanton Freiburg bald von einer vollständigen Computerisierung der Bauverfahren profitieren soll, und zwar von der Ausarbeitung der Dossiers durch den Gesuchsteller bis zum Erteilen der Bezugsbewilligung. Damit können die Bearbeitungsdauer verkürzt und viel Papier, aber auch Telefonate an die Verwaltung eingespart werden, weil sich sämtliche Betroffene fortlaufend und auch gleichzeitig über den Stand des Dossiers informieren können. Bedenken, dass sensible Daten an die Öffentlichkeit geraten könnten, wurden zugunsten der Transparenz zerstreut.  
Parteienfinanzierung: Der Staatsrat wie auch das Parlament lehnte die Volksinitiative der JUSO ab, die verlangt, Transparenz in die Parteienfinanzierung zu bringen. Sämtliche Firmenspenden und private Beträge über CHF 5 000 sollten deklariert werden. Haben die Bürgerlichen mit ihrer geschlossenen Haltung etwas zu verstecken? Zur Initiative wird sich die Freiburger Bevölkerung in den nächsten Monaten äussern können. 
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